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Kategorisierungen wie beispielsweise die Unterschei-

dung ‚behindert/nicht behindert‘ bieten in der Alltags-
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ne Identitätsbildung und politische Interessenvertretung 

kommt Kategorien eine besondere Bedeutung zu. Aller-
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Marianne Hirschberg und Swantje Köbsell

Replik auf den Text von Katharina Walgenbach: 
Dekategorisierung – Verzicht auf Kategorien?

Der Text erweckt den Eindruck, als werde die Diskussion um Dekategorisierung 
nur in der ‚Heil-, Sonder- und Inklusionspädagogik‘ und auch nur im Hinblick 
auf die Kategorie ‚Behinderung‘ geführt. Dies ist irreführend und stark verengend, 
denn die Debatte um Dekategorisierung wird, und zwar wesentlich breiter als 
von Walgenbach angeführt, in den Gender, Postcolonial, Disability und Queer 
Studies und auch im Kontext des Intersektionalitätsdiskurses geführt – und zwar 
im Hinblick auf alle Kategorien, deren Verwendung als Reproduktion der Macht-
verhältnisse, die verändert werden sollen, kritisiert wird. Irritierend ist auch, dass 
der hier angelegte Fokus auf die Kategorie ‚Behinderung‘ lediglich Bildung und 
Schule in den Blick nimmt, nicht aber weitere Lebensbereiche wie Teilhabe am 
Arbeitsmarkt und am Leben der Gemeinschaft. Zwar werden die Disability Stu-
dies erwähnt, deren breit angelegte Kritik an der Konstruktion von Nicht_Behin-
derung findet jedoch keine Erwähnung – dass Behinderung ihr Gegenstück die 
Nichtbehinderung bzw. Normalität benötigt (vgl. Link 1999), um überhaupt als 
solche konstruiert werden zu können, wird ebenso wenig benannt. Ferner entsteht 
der Eindruck, dass es die Kategorie ‚Behinderung‘ an sich gäbe. Behinderte Frauen 
aus der Behindertenbewegung haben bereits in den frühen 1980er Jahren darauf 
hingewiesen, dass das Erleben von und Leben mit Behinderung stark durch das 
Geschlecht beeinflusst wird (vgl. Radtke 1982). Dass dies noch immer der Fall 
ist, belegen statistische Werte, die zeigen, dass behinderte Frauen nach wie vor 
das Schlusslicht auf dem Arbeitsmarkt bilden, was im Falle des Vorliegens eines 
Migrationshintergrundes noch verstärkt wird (vgl. Libuda-Köster & Schildmann 
2016; Libuda-Köster & Sellach 2014, 316). Der Einfluss der Faktoren Geschlecht 
und Migrationshintergrund zeigt sich auch im Hinblick auf die bildungsbezogene 
Konstruktion von Behinderung deutlich: 

„Auch lässt sich in der Überrepräsentanz von Kindern/Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund unter denen, die einem Förderschwerpunkt zugeordnet werden, der Einfluss 
des Faktors Geschlecht feststellen: Ist es im Hinblick auf fehlende Schulabschlüsse das 
weibliche Geschlecht, das schlechter abschneidet, ist es im Hinblick auf die Zuschrei-
bung von sonderpädagogischem Förderbedarf das männliche Geschlecht, das die Wahr-
scheinlichkeit dieser Zuschreibung erhöht“ (Wansing & Köbsell 2016, 476).
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92 | Marianne Hirschberg und Swantje Köbsell

Auch der Einfluss des Faktors Alter rückt vor dem Hintergrund des demographi-
schen Wandels, vor allem aber der Tatsache, dass erstmalig behinderte Menschen 
in Deutschland das Rentenalter erreichen, zunehmend in den Fokus. Darüber 
hinaus gibt es einen deutlichen Zusammenhang zwischen Behinderung und Ar-
mut: Die Mehrheit behinderter Menschen lebt in Armut. Und Armut kann Be-
einträchtigungen sowohl verursachen oder verstärken als auch umgekehrt durch 
diese entstehen oder verschärft werden (vgl. Schildmann 2005). 
Behinderung an sich gibt es somit nicht, vielmehr wird die Konstruktion von 
Behinderung von verschiedenen Faktoren in Abhängigkeit vom jeweiligen histo-
rischen, politischen und kulturellen Kontext beeinflusst. Folglich ist Behinderung 
keine starre Kategorisierung, sondern sowohl umfangreich als auch vielfältig, auch 
ist die Grenze zur Nichtbehinderung nicht immer zu erkennen bzw. zu benennen. 
Menschen sind gemäß der genannten Gründe zu verschiedenen Zeiten ihres Le-
bens in unterschiedlichem Maß beeinträchtigt, werden deswegen in unterschied-
lichem Maße behindert. Behinderung betrifft potentiell alle Menschen, was ei-
ner der ‚Väter‘ der Disability Studies mit der Formulierung „temporarily (TAB)/
momentarily ablebodied (MAB)“ (Zola 1993, 171) auf den Punkt brachte. Be-
hinderung stellt also keine Ausnahme oder Abweichung von der Normalität dar, 
sondern wird in einer Bandbreite unterschiedlicher Ausprägungen zur Regel (vgl. 
auch Hirschberg 2009, 325). Ist es daher erforderlich, die Kategorisierung von 
Behinderung zugunsten einer jeweiligen Beurteilung der subjektiven Lebenssitua-
tion unter Berücksichtigung je individuell bedeutsamer Faktoren aufzugeben, wie 
Walgenbach erörtert? Im Folgenden sollen einige Aspekte beleuchtet werden, die 
für oder gegen die Abschaffung der Kategorie Behinderung sprechen. 

1  Pro Dekategorisierung, hauptsächlich aus Perspektive der 
Disability Studies 

Die Infragestellung der scheinbaren Natürlichkeit und die Herausstellung der ge-
sellschaftlichen Konstruiertheit von Behinderung begann in Deutschland lange 
bevor die Disability Studies hier diskutiert wurden. Dies geschah zum einen durch 
Vertreterinnen und Vertreter der emanzipatorischen Behindertenbewegung, zum 
anderen durch (einzelne) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. So definierte 
Jantzen bereits 1974: 

„Behinderung kann nicht als naturwüchsig entstandenes Phänomen betrachtet werden. 
Sie wird sichtbar und damit als Behinderung erst existent, wenn Merkmale und Merk-
malskomplexe eines Individuums aufgrund sozialer Interaktion und Kommunikation 
in Bezug gesetzt werden zu jeweiligen gesellschaftlichen Minimalvorstellungen über 
individuelle und soziale Fähigkeiten. Indem festgestellt wird, daß ein Individuum auf-
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| 93Replik auf den Text von Katharina Walgenbach

grund seiner Merkmalsausprägung diesen Vorstellungen nicht entspricht, wird Behin-
derung offensichtlich, sie existiert als sozialer Gegenstand erst von diesem Augenblick 
an“ (Jantzen 1974, 21f.).

Von solchen ersten Definitionen eines „sozialen Modells von Behinderung“ aus-
gehend begann in bestimmten Teilen der Sonderpädagogik ein Umdenken, das 
Behinderung nicht mehr mit Defekt gleichsetzte, sondern als durch die gesell-
schaftlichen Verhältnisse begründet sah (vgl. Reichmann 1984, 110; Feuser 1984, 
303). Parallel dazu war eine Generation behinderter Menschen herangewachsen, 
die sich – inspiriert von der damaligen gesellschaftlichen Aufbruchstimmung – 
nicht mehr mit den ‚Behinderten‘ zugewiesenen Orten und den Rollen zufrieden 
gaben. Vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass nicht ihre körperlichen Voraus-
setzungen, sondern die gesellschaftliche Reaktion darauf zu Diskriminierung und 
Ausgrenzung führte, schlossen sie sich zusammen, um für ihre Menschenrechte, 
Teilhabe und Selbstbestimmung zu kämpfen. Ermöglicht wurde dies durch das 
Infragestellen des alten, auf individuellem Leid beruhenden Behinderungsbegriffs.

„Behinderung war nicht länger das individuelle Problem des Einzelnen, ein angebore-
nes Schicksal, mit dem jeder selbst fertig werden musste, sondern sozusagen eine Anfor-
derung an die gesamte Gesellschaft“ (Jürgens 2001, 37).

Zugespitzter formulierte das eine Gruppierung aus der britischen Behinderten-
bewegung, die Union of the Physically Impaired Against Segregation (UPIAS) 
1976 in ihren „Fundamental Principles of Disability“, deren Inhalt von Barnes 
folgendermaßen beschrieben wird: 

„This document contains a socio political reinterpretation of disability and draws the 
crucial distinction between the biological and the social. […] In contrast to previous 
definitions UPIAS redefined ‘disability’ as something imposed on top of people with 
‘impairments’ lives, by a society that is intolerant of any form of biological flaw whe-
ther real or accredited – the responsibility for the disadvantage experienced by disabled 
people is shifted from the disabled individual to the organisations and institutions of 
contemporary society“ (Barnes 2008, 4).

Hier erfolgt auch bereits ein, wenn auch indirekter, Verweis auf den für die Kon-
struktion von Nicht_Behinderung zentralen ‚Ableism‘, der in den letzten Jahren 
im Diskurs um die De_Konstruktion von Behinderung an Bedeutung gewonnen 
hat. Der vom englischen Wort für Fähigkeit (‚able‘) abgeleitete Begriff bezeichnet 
die gesellschaftliche Hierarchisierung von Menschen im Hinblick auf die (Nicht)
Erfüllung von Normalitätsanforderungen bezüglich bestimmter kognitiver und/
oder körperlicher Fähigkeiten, die als für den Menschen unhintergehbar gesetzt 
werden. Ihre (Nicht)Erfüllung entscheidet über die Bewertung und gesellschaft-
liche Positionierung von Menschen. ‚Ableism‘ ist ein zentrales Element der 
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94 | Marianne Hirschberg und Swantje Köbsell

Konstruktion von Behinderung, da er die Grundlage sowohl des individuellen 
wie auch gesellschaftlichen Umgangs mit behinderten Menschen bildet und in 
westlichen Gesellschaften kulturell tief verankert ist. Er beeinflusst Einstellun-
gen und Haltungen, ist weithin akzeptiert und wird kaum infrage gestellt, da 
er oftmals gar nicht wahrgenommen wird (vgl. Köbsell 2015). In den Disabili-
ty Studies wird kritisiert, dass die Klassifizierung von Behinderung bereits eine 
negative Bewertung enthält und Klassifizierungen daher Stigmatisierungen mit 
sich bringen können. Abgesehen von diesem Argument wird die Forderung, die 
Behinderungskategorie aufzulösen, mit der Differenz von Körpern bzw. Funkti-
onsfähigkeiten erklärt: Es gibt keine eindeutige Trennung zwischen Behinderung 
und Normalität, da sich Behinderung sowohl in körperlich-individueller als auch 
in gesellschaftlicher Dimension als instabile Kategorie erweist, wie Lennard Davis, 
ein prominenter Vertreter der US-amerikanischen Disability Studies beschreibt: 
„We must also acknowledge that not only is disability an unstable category but 
so is its doppelgänger – impairment“ (Davis 2002, 23) (im Original deutsch, 
Anmerkung der Autorinnen). Diese These begründet Davis mit dem Verweis auf 
die bisherigen Erkenntnisse genanalytischer Verfahren (vgl. ebd., 21). Mit ihnen 
werde aufgezeigt, dass heterozygote Trägerinnen und Träger einer genetischen 
Information für Krankheiten wie der Sichelzellenanämie oder zystischer Fibrose 
gleichzeitig mit diesen Merkmalen eine gewisse Resistenz gegenüber bestimmten 
pandemischen Krankheiten aufweisen. Daher sei es – so Davis – schwierig, die 
Veranlagung für diese Krankheiten per se als negativ zu beurteilen, dies gelte auch 
für Beeinträchtigungen und für aus gesellschaftlichen Barrieren resultierenden 
Behinderungen. Davis argumentiert weiterhin, dass die Instabilität der Katego-
rie Behinderung durch die demographische Entwicklung der Weltbevölkerung, 
eine exponentiell steigende Anzahl älterer Menschen sowie durch die verbreitete 
Substitution nachlassender Fähigkeiten mit technischen Hilfsmitteln wie Brillen, 
Hörgeräten, implantierbaren Verhütungsmitteln, Herzschrittmachern und Insu-
linpumpen etc. belegt werden kann (vgl. Davis 2002, 24f., 27). Davis führt eine 
Vielzahl von Faktoren auf, um zu begründen, dass Behinderung als instabile Kate-
gorie zu begreifen ist. Argumente für eine Dekategorisierung zeigen sich u.a. auch 
in der intersektionalen Reflexion von Dis_ability und Gender. 

2  Queer (Disability) Studies

Kritisch hinterfragt werden (identitäre) Kategorien in der auf Judith Butler zu-
rückgehenden ‚Queer Theory‘ bzw. den ‚Queer Studies‘. Sie entstanden in den 
USA der 1990er Jahre und wollen „die etablierte gesellschaftliche Ordnung als 
zweigeschlechtlich und heterosexuell organisierte Zwangsveranstaltung auf den 
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Kopf stellen“ (Degele 2005, 15). Kritisiert werden alle Institutionen oder Ideo-
logien, die unreflektiert die Naturhaftigkeit von Zweigeschlechtlichkeit und He-
terosexualität voraussetzen. Der zentrale Begriff hierbei ist der der Heteronorma-
tivität: 

„Heteronormativität ist ein binäres, zweigeschlechtlich und heterosexuell organisiertes 
und organisierendes Wahrnehmungs-, Handlungs- und Denkschema, das als grund-
legende gesellschaftliche Institution durch eine Naturalisierung von Heterosexualität 
und Zweigeschlechtlichkeit zu deren Verselbstverständlichung und der Reduktion von 
Komplexität beiträgt bzw. beitragen soll“ (ebd., 19).

Erklärtes Ziel der Queer Studies ist damit die konsequente Dekonstruktion al-
ler Naturalisierungen und die Absage an sogenannte Identitätspolitik: Statt auf 
Identitäten soll queere Politik auf politische Solidarität bauen. Queer lehnt aus 
Prinzip alle definitorischen Festlegungen – auch dessen, was letztendlich queer 
ist – ab. Der durchaus produktiven ‚Entselbstverständlichung von Heteronorma-
tivität‘ (vgl. Degele 2005) stünden jedoch laut Degele (2005 & 2008) noch einige 
Schwachstellen in Theorie und politischer Praxis gegenüber: So würden naturali-
sierende Dichotomien abgelehnt, aber an anderer Stelle wieder eingeführt (‚Assi-
milation/Widerstand‘, ‚queer/heterosexuell‘), womit ‚queer‘ selbst die kritisierten 
Ausschlüsse produziere. Die wahrscheinlich entscheidende Frage wird sein, wie 
tragfähig ein politisches Konzept ist, das ohne Identitäten als Bezugspunkt soli-
darische Aktionen und Projekte initiieren will, „[w]elche Gemeinschaftskonzepte 
jenseits poststrukturalistischer Dekonstruktionen […] die Queer Studies anzu-
bieten“ (Degele 2005, 28, Hervorh. im Original) haben. Allerdings könne es im 
Sinne der Entselbstverständlichung eine Perspektive geben 

„[w]enn Identifikationsfiguren oder Feindbilder als homogene Gruppen einfach wegfal-
len und statt dessen gesellschaftliche Probleme und Projekte auf die Agenda kommen, 
zu deren Lösung und Durchsetzung Menschen unterschiedlichster Herkunft, sozialer 
Lage und Identifikation Koalitionen bilden“ (ebd. 30).

Die Intention der Queer Studies, Naturalisierungen dekonstruieren zu wollen, 
schlägt eine Brücke vom Geschlecht zum Thema Behinderung, von der „compul-
sory heterosexuality“ zur „compulsory ablebodiedness“, die Alison Kafer – eine 
Vertreterin der Queer Disability Studies – 2003 in einem an dem wegweisenden 
Konzept von Adrienne Rich orientierten Text formulierte. In diesem verdeutlicht 
sie, dass alle gesellschaftlichen Felder nicht nur an der Zwangszweigeschlechtlich-
keit, sondern auch an einer verpflichtenden ‚ablebodiedness‘1 ausgerichtet sind. 
Sie zeigt zahlreiche Parallelen zwischen beiden Konzepten auf: So werde beides 

1	 Der englische Begriff wird hier beibehalten, da der deutsche Begriff der „Nichtbehinderung“ die 
körperliche Dimension nicht entsprechend wiedergibt.
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96 | Marianne Hirschberg und Swantje Köbsell

gesellschaftlich „as separate from politics, as a universal ideal and a normal way 
of life“ (Kafer 2003, 79) angesehen. Alle gesellschaftlichen Bereiche seien von 
diesen Prinzipien durchdrungen, weswegen beide Stränge auch gleichzeitig dis-
kutiert werden müssten. Diskutiere man jeweils nur einen als verpflichtend in die 
gesellschaftliche Struktur eingebaut, positioniere man den anderen „once again 
[…] outside the realm of the political“ (ebd., 81). Indem man sie zusammen dis-
kutiere, könne man herausfinden, wie die beiden Systeme mit einander verzahnt 
seien und wie sie sich gegenseitig stützten und nährten. Wenn man jeweils nur 
einen der beiden Aspekte diskutiere, transportiere das die Botschaft, dass beides 
nicht in der gleichen Person eine Rolle spielen könne: 

„This suggestion exacerbates cultural assumptions about the asexuality of people with 
disabilities, assumptions that themselves support and emerge out of the systems of com-
pulsory heterosexuality and compulsory ablebodiedness“ (ebd., 82).

Ein weiterer Vertreter der Queer Disability Studies bzw. der ‚Crip Theory‘ ist Ro-
bert McRuer, der 2006 ein weit rezipiertes gleichnamiges Buch veröffentlichte. Er 
bezieht sich darin auf die beiden von Kafer analysierten gesellschaftlichen Zwangs-
prinzipien und die Beziehung zwischen ihnen: „Ablebodiedness, even more than 
heterosexuality, still largely masquerades as a nonidentity, as the natural order 
of things“ (McRuer 2006, 1). In ihrem Zusammenspiel produzierten die beiden 
Systeme den nichtbehinderten Körper und Heterosexualität,

„[b]ut precisely because these systems depend on a queer/disabled existence that can 
never be contained, ablebodied heterosexuality’s hegemony is always in danger of col-
lapse. […] Crip theory (in productive conversations with a range of disabled/queer 
movements) can continuously invoke, in order to further the crisis, the inadequate 
resolutions that compulsory heterosexuality and compulsory ablebodiedness offer us“ 
(ebd., 30).

Hier geht es sehr deutlich um Dekategorisierung: ‚Crip Theory‘ will verstören, 
will entselbstverständlichen, was an sexuellen und körperlichen Ausprägungen als 
normal gilt und darüber die gesellschaftliche Gleichberechtigung aller Variationen 
von Körpern und Fähigkeiten erreichen. ‚Crip Theory‘ ist radikaler als Disability 
Studies und beruht, neben dem Bekenntnis zu Intersektionalität und Widerstand, 
auf fünf Prinzipien: Identitätspolitik (und damit Identitätskategorien) wird ab-
gelehnt und im Gegenzug Heterogenität wertgeschätzt. Es geht um Koalitionen 
über Unterschiede hinweg, um einen erweiterten Zugänglichkeitsbegriff und das 
permanente Hinterfragen kultureller und gesellschaftlicher Gegebenheiten. In 
den US-amerikanischen Disability Studies deutet sich aus dem Aufeinandertref-
fen der unterschiedlichen Zugänge eine Konfliktlinie zwischen den Positionen 
„poststructuralist or very sympathetic with poststructuralism, the other postposi-
tivist realist“ (McRuer 2010, o. S.). 
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| 97Replik auf den Text von Katharina Walgenbach

Eine andere Konfliktlinie bezieht sich auf die Rolle von Identität(en) – und damit 
Kategorisierungen – im jeweiligen theoretischen Zugang. 

„(Crip Theory) is actually suspicious of identity politics for two very different reasons: 
one, because even if it’s not going away anytime soon, identity is not likely to redistribu-
te resources or bring about radical economic and political change […] and two, because 
identity, even if sometimes indispensable, is always violently exclusionary“ (McRuer 
2010, o. S.). 

Die von McRuer etwas abschätzig „FMS scholars“ genannte (Future of Minority 
Studies) Position sieht Identität(en) zwar durchaus kritisch als Konstrukte, wert-
schätzt sie aber als wichtig für die politische Repräsentation, als „rational basis for 
acts of political emancipation“ (Siebers 2008, 84).

3  Doing Category

Hinsichtlich der Beachtung von Intersektionalität wird deutlich, dass dort, wo 
verschiedene Ungleichheitskategorien aufeinandertreffen, sich auch sehr spezifi-
sche Diskriminierungssachverhalte herausbilden. Jedoch gibt es innerhalb dieses 
Diskurses, der ohne Kategorisierungen gar nicht geführt werden könnte, auch 
kritische Stimmen gerade bezüglich der Verwendung dieser. Kritisiert wird, dass 
Kategorien immer Ein- und Ausschlüsse produzieren, neue Kategorien somit auch 
immer neue Ein- und Ausschlüsse produzieren und nie alle betroffenen Indivi-
duen erfasst werden. Außerdem trägt die Verwendung auch immer dazu bei, die 
als Ungleichheitsverhältnis kritisierte Kategorie bzw. das kategorisierte Merkmal 
ständig wiederherzustellen, gewissermaßen im Sinne eines ‚Doing Category‘. Ei-
nerseits erscheint es auf der theoretischen Ebene reizvoll, nicht mehr in Katego-
rien zu denken, Menschen nicht mehr in Schubladen zu stecken. Judith Butler 
(1991/1997) hat dies für die Kategorie Geschlecht eingeführt, indem sie verlangt, 
sich von der Zweigeschlechtlichkeit zu lösen und stattdessen das Geschlecht auf 
einem Kontinuum zu verorten. Andererseits braucht man, solange Menschen 
wegen Zugehörigkeit (oder auch Nichtzugehörigkeit) zu bestimmten Kategori-
en Diskriminierungen ausgesetzt sind, Kategorien, um diese Benachteiligungen 
aufzeigen, benennen und gegen sie kämpfen zu können. So werden zumindest 
im politischen Bereich Kategorien noch auf längere Zeit unverzichtbar sein (s.u.). 
Andreas Hinz hat das Spannungsfeld, in dem die Verwendung von Kategorien 
stattfindet, so zusammengefasst: 

„So lange es um die gesellschaftliche Analyse von Marginalisierungsgefahren geht, ist 
es nicht nur legitim, sondern geboten, in Gruppenkategorien […] zu denken und mit 
ihnen zu arbeiten. […] So bald es jedoch darum geht, wie Strukturen entwickelt und 
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Interventionen geplant werden können, werden sie gefährlich, weil sie zu ihrer eigenen 
Zementierung beitragen“ (Hinz 2008, 39f.).

Sowohl in den Queer Studies als auch den ‚Queer Disability Studies‘ werden iden-
titätsbezogene Kategorien abgelehnt, weil sie von Machtstrukturen gebildet und 
durchzogen seien, die in ihrem Gebrauch fortwährend reproduziert würden. Un-
geklärt bleibt jedoch die Frage, wie ohne Kategorien real existierende Ungleich-
heitsverhältnisse, z.B. aufgrund von Behinderung, erkannt, benannt, untersucht 
und bekämpft werden sollen – wie es die Disability Studies und auch die Behin-
dertenbewegungen getan haben bzw. weiterhin tun.

4  Körper als Kategorie? 

Feministische Ansätze, insbesondere der poststrukturalistische, von Michel Fou-
cault inspirierte Ansatz Judith Butlers, spielen in der Analyse der Konstruktion 
des Körpers eine wichtige Rolle. Butlers Anliegen ist es, „Körper-Kategorien [und 
damit auch Geschlecht, Anmerkung der Autorinnen] zu denaturalisieren und zu 
resignifizieren“ (Butler 1991, 12) und dualistische Koppelungen (Frau/Mann, 
Körper/Geist) zu überwinden. Dabei wird dann nicht nur die „vordiskursive 
Grundlage des Geschlechts in Frage gestellt“ (ebd., 128), sondern der (natürliche) 
Körper ebenfalls. 
Winker und Degele sehen den Körper als vierte Strukturkategorie:

„Wir unterscheiden […] auf der Strukturebene kapitalistischer Gegenwartsgesellschaf-
ten vier Herrschaftsverhältnisse entlang der Kategorien Klasse, Geschlecht, Rasse und 
Körper, nämlich Klassismen, Heteronormativismen, Rassismen und Bodyismen“ (Win-
ker & Degele 2009, 38).

Nach Meinung der beiden Autorinnen ist der Körper ebenso eine „Gesellschaft 
strukturierende Kategorie“ (ebd., 40) wie die anderen drei. Hier schließen wir 
uns jedoch der Kritik von Anne Waldschmidt (2010, o. S.) an, die feststellt, dass 
„schon allein aus begriffssystematischen Gründen der Körper nicht als eine eigene, 
vierte Kategorie neben class, race, gender gestellt werden“ (ebd.) kann. Er sei eben 
keine „Gesellschaft strukturierende Kategorie“ (Winker & Degele 2009, 40),

„sondern eine durch Gesellschaft, nämlich durch class, race, gender wie auch Gesund-
heit, Leistung, Ästhetik etc. strukturierte Kategorie: Vergesellschaftung geht gewisser-
maßen durch den Körper hindurch; Gesellschaft findet in Körpern, durch Körper und 
mit ihnen statt. Als Feld der Macht und Medium sozialer Ungleichheit muss somit der 
Körper in der Intersektionalitätsforschung – ähnlich wie Institution, Wissen, Subjekt – 
einen vornehmlich analytischen Status erhalten“ (Waldschmidt 2010, o. S.).
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5  Dilemma der Kategorie Behinderung: Stigmatisierung vs. 
Leistungsbedarf-Ermittlung 

Klassifikationsinstrumente von Behinderung wie die ICF oder auch andere Erhe-
bungsinstrumente stehen im Spannungsverhältnis zwischen Stigmatisierung und 
der Begründung von Ansprüchen, da sie einerseits Stigmatisierungen ermögli-
chen und mit ihnen andererseits die individuelle Beeinträchtigung und somit der 
Leistungsbedarf festgestellt wird. Die Stigmatisierungsgefahr kann jedoch durch 
eine stärkere Beachtung der gesellschaftlichen Bedeutung von Behinderung redu-
ziert werden, indem das Prinzip struktureller Gleichheit im Behindertenrecht (zur 
Umsetzung von Barrierefreiheit) verfolgt wird (vgl. Degener 2003, 459). Dieses 
Prinzip ist in Deutschland durch das Behindertengleichstellungsgesetz und das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz mit dem Ziel verankert, die Diskriminie-
rung behinderter Menschen in Form struktureller „Benachteiligungen durch 
Barrieren, die im Laufe der Geschichte in fast allen gesellschaftlichen Bereichen 
errichtet wurden“ (ebd., 459), zu verhindern bzw. abzubauen. Zur Durchsetzung 
der Gleichberechtigung behinderter Menschen kann es sinnvoll sein, ihre poli-
tischen Anliegen gemeinsam mit anderen Minderheiten zu koordinieren (vgl. 
Häußler 2008, 86). Für den Rechtsanspruch auf Leistungszuweisungen ist die 
Kategorie Behinderung notwendig. Zur Aufhebung von Benachteiligungen wie 
räumlichen, technischen, sozialen oder Kommunikations-Barrieren reicht es je-
doch, auf „den Kreis der von Behindertendiskriminierung Betroffenen [zu] re-
kurrieren“ (Degener 2003, 466). Dieser Kreis umfasst zwar eine größere Anzahl 
von Personen als die derjenigen, die durch den Behinderungsbegriff des SGB IX 
erfasst werden. Dies entspricht jedoch der gesellschaftlichen Wirklichkeit, wie 
auch der von dem Europäischen Gerichtshof beurteilte Fall Coleman belegt, in 
dem entschieden wurde, dass eine Frau aufgrund der Behinderung ihres Kindes 
benachteiligt worden sei (vgl. Richtlinie 2000/78/EG; Welti 2007 und 2009). 
Eine Erweiterung des Kreises der benachteiligten Personen lässt sich beispielswei-
se anhand von Diskriminierungen aufgrund einer genetischen Disposition oder 
aufgrund der Partnerschaft mit einem behinderten Menschen belegen. Dement-
sprechend kann Behinderung vor dem Hintergrund der hier diskutierten Gesetze 
nicht generell als negative Kategorie aufgefasst werden. Sie ist vielmehr als Katego-
rie zu begreifen, die erst im Konkreten, kontextspezifisch, gedeutet werden kann.
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6  Contra Dekategorisierung aus juristischer Perspektive

Trotz der Argumente für die Auflösung der Kategorie Behinderung gibt es auch 
Argumente dagegen. So ist sie gesellschaftlich und individuell bedeutsam, da sie 
u.a. Leistungsansprüche begründet. Aufgrund der mit einer negativen Klassifi-
zierung einhergehenden befürchteten Stigmatisierung und der unklaren Grenzen
eines Behinderungsbegriffs ist zu prüfen, ob ein Rechtsanspruch auf Leistungszu-
weisungen oder die Entfernung von Barrieren auch ohne die Kategorie Behinde-
rung möglich ist. Die Interessen behinderter Menschen werden durch spezifisches
Recht geregelt: einerseits durch das 2006 in Kraft getretene Allgemeine Gleich-
stellungsgesetz (AGG) zum Schutz vor Diskriminierung, das für behinderte Men-
schen wie für andere Minderheiten gilt, und durch das Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) sowie andererseits durch die UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen, als die spezifische Menschenrechtskonvention
in Kraft getreten in Deutschland seit dem 26.03.2009.
Selbst wenn die Behindertenrechtskonvention und das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz neuer sind, werden zur Leistungsbewilligung die spezifischeren Re-
gelungen des älteren Rehabilitationsrechts der Sozialgesetzbücher herangezogen.
Diese müssen im Licht der Behindertenrechtskonvention als internationalem, als
wirksamen nationalem Recht ausgelegt werden. Sofern behinderte Menschen be-
einträchtigt sind und bei ihnen gleichzeitig ein Leistungsbedarf vorliegt, greift
das Wohlfahrtsrecht, spezifisch das Rehabilitationsrecht (SGB IX), zur Regelung
ihrer individuellen Leistungsansprüche und der Zuweisung von Leistungen bei
gerechtfertigten Ansprüchen gegenüber der Solidargemeinschaft.
Im Behindertenrecht werden unterschiedliche Prinzipien verfolgt: das formale und 
das strukturelle Gleichheitsprinzip (vgl. Degener 2003, 459). Danach bedeutet
das formale Gleichheitsprinzip, dass behinderte und nichtbehinderte Menschen
formal als gleich angesehen werden. Dies drückt sich u.a. in ‚separate but equal-
Leistungen‘ aus, faktisch erhalten sie jedoch unterschiedliche Leistungen bzw. tref-
fen auf unterschiedliche Realitäten – wie beispielsweise an getrennten Bildungs-
einrichtungen oder durch den erschwerten Zugang zu Fahrzeugen der Deutschen
Bahn für behinderte Menschen ersichtlich wird (vgl. Henniger & Steiner 2003).
Anders als das BGG orientiert sich das Wohlfahrtsrecht mehrheitlich an einer
individualistischen, medizinischen Perspektive auf Behinderung. Im Gegensatz
zum Prinzip formaler Gleichheit kann nach dem strukturellen Gleichheitsprin-
zip Behindertendiskriminierung erfasst werden, die auf strukturellen Benachtei-
ligungen durch Barrieren beruht. Während das Behindertengleichstellungsgesetz
als Gleichstellungsrecht auf dem strukturellen Gleichheitsprinzip fußt, definiert
das SGB IX als Wohlfahrtsrecht nicht, „was unter Behindertenbenachteiligung zu
verstehen ist, so dass es den Gerichten überlassen bleibt, die Vorschrift im Sinne
eines formalen oder strukturellen Gleichheitsprinzips zu interpretieren“ (Degener
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2003, 462). Über das Wohlfahrtsrecht werden staatliche Leistungen für Einzelne 
bewilligt und zugewiesen. Behinderung wird folglich als individuelles Problem 
des betroffenen Menschen betrachtet. Dagegen wird im Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) oder auch im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
das Verständnis des Sozialen Modells bzw. des Menschenrechtsansatzes zugrunde 
gelegt, demzufolge Behinderung gesellschaftlich verursacht ist und behinderten 
Menschen aufgrund gesellschaftlicher Diskriminierung ein geringer gesellschaft-
licher Status zugemessen wird (vgl. Degener 2003, 458; 2015). Gemäß der Ge-
genüberstellung von Wohlfahrts- und Gleichstellungsrecht ist Behinderung eine 
kontextspezifische Kategorie. Im Wohlfahrtsrecht wird eine eng gefasste Behinde-
rungsdefinition zur individuellen Bewilligung von Leistungen und zur Trennung 
von gerechtfertigten und ungerechtfertigten Ansprüchen gegenüber der Solidar-
gemeinschaft benötigt. Behinderung wird hierbei als Beeinträchtigung und ein-
geschränkte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft bzw. als negative Abweichung 
von einem Normalzustand beurteilt, womit eine potenzielle Stigmatisierungsge-
fahr verbunden ist (vgl. § 2 Abs.1 SGB IX). Das Gleichstellungsrecht fokussiert 
hingegen den Abbau von Barrieren, sowohl räumlicher oder Kommunikationsbar-
rieren als auch von gesellschaftlichen Vorurteilen und diskriminierenden Verhal-
tensweisen, die für behinderte Menschen benachteiligend sind. Die Bezugnahme 
auf das Individuum ist nicht notwendig, wie das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) zeigt. Im AGG wird Behinderung ebenso wie andere Kategorien als 
Grund für Benachteiligungen verstanden: 

„Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen“ (§ 1 AGG).

Ebenso wie die anderen Kategorien, die Grund einer Benachteiligung sein kön-
nen, wird die Kategorie Behinderung im AGG nur benannt. Im Gegensatz zum 
Wohlfahrtsrecht erfordert das Gleichstellungsrecht keine negative Klassifizierung 
von Behinderung. Stattdessen wird Behinderung als neutrale Kategorie einer ge-
sellschaftlichen Gruppe gefasst, die Diskriminierungen oder Benachteiligungen 
erfahren kann. Je nach Kontext und Zielrichtung unterscheidet sich also, wie die 
Kategorie Behinderung konstruiert wird.

7  Abschlussbemerkungen

Abschließend bleibt festzustellen, dass gerade im Hinblick auf die Inanspruch-
nahme von Sozialleistungen als Ausgleich für behinderungsbedingte Kosten oder 
Nachteile, die Kategorisierung der ‚(Schwer)Behinderung‘ absehbar beibehal-
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ten werden wird. Ein Ausweg aus diesem Dilemma könnte der in Anlehnung 
an Spivaks ‚Strategischen Essenzialismus‘ formulierte ‚Strategische Kategorialis-
mus‘ sein, sofern immer im Blick behalten wird, dass Kategorien Ausdruck gesell-
schaftlicher Machtverhältnisse sind und ihre Verwendung lediglich provisorisch 
zur gesellschaftspolitischen Analyse (Emmerich & Hormel 2013, 237) bzw. zum 
Erlangen von Nachteilsausgleichen oder besonderen Vorkehrungen (gemäß Art. 
2 Unterabs. 4 UN-BRK) erfolgt. Geht dieser machtkritische Blick verloren, wer-
den Kategorisierungen und die in ihnen enthaltenen Ungleichheit generierenden 
Machtverhältnisse nicht mehr hinterfragt, sondern fortgeschrieben.
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